
202 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XIX. GP 

Bericht 

des Gesundheitsausschusses 

über die Regierungsvorlage (163 der Beilagen): Bundesgesetz über das Herstellen und das 
Inverkehrbringen von Tabakerzeugnissen sowie die Werbung für Tabakerzeugnisse und 

den Nichtraucherschutz (Tabakgesetz) 

Aus der Teilnahme Österreichs an der Europäischen Integration ergibt sich für die nationale Gesetz­
gebung die Notwendigkeit, die innerstaatliche Rechtsordnung im Sinne der einschlägigen Rechtsakte der 
Europäischen Union umzugestalten. Davon unabhängig besteht innerstaatlich ein Regelungsbedarf aus 
der gesundheitspolitischen Zielsetzung, das Herstellen und Inverkehrbringen von Tabakerzeugnissen 
rechtlicher Determinierung zu unterwerfen sowie den Schutz des Passivrauchers auf umfassende Weise 
zu sichern. 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält nachstehende Regelungsschwerpunkte: 
- Normierung von Anforderungen an die Produktion von Tabakwaren eingebrachte Materialien im 

Sinne einer Qualitätssicherung; 
- Festsetzung von Maximalwerten für den Gehalt an Kondensat (Teer) im Zigarettenrauch; 

weitreichende Etikettierungsvorschriften zum Zweck umfassender Konsumentenaufklärung; 
- Regelung der Werbung für Tabakwaren im Sinne einer Primärprävention des Tabakkonsums; 

rechtliche Absicherung des Nichtrauchers vor Beeinträchtigungen durch Tabakrauch. 

Etwaige aus dem Gesetzesvorhaben resultierende EinnahmensverIuste über das Staatsmonopol und 
die Tabaksteuer sind im Verhältnis zu den Einsparungen im Gesamtbereich der Gesundheitsfürsorge zu 
sehen. Direkte Kosten aus der Vollziehung dieses Gesetzes werden dem Bund im wesentlichen nur durch 
die in den §§ 9 und 10 vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen entstehen. Durch die Möglichkeit im 
Europaraum akkreditierte Prüfinstitute mit der Untersuchung der in Österreich gezogenen Proben zu 
betrauen, beschränken sich die Kosten für die Überprüfung der Tabakerzeugnisse auf die unmittelbaren 
Prüfgebühren (diese betragen zwischen I 000 Schilling und 7 000 Schilling je Probe). 

Der Gesundheitsausschuß hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 16. Mai 
1995 in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich die Abgeordneten Mag. Willibald 
G föh l e r, Klara M o t t e r, Mag. Walter G u g g e n b e r g e r, Dr. Walter S c h w im m e r, Dr. Günther Le i­
n e r, Dr. Elisabeth Pit t e r m a n n, Dr. Stefan S a l z l, Ludmilla P a r f u s s, Heidemaria On o d i, der Aus­
schußobmann Dr. Alois P u m b e r g e r  sowie die Bundesministerin für Gesundheit und Konsumenten­
schutz Dr. Christa K r  a m m e  r. 

Die Abgeordneten Dr. Günther Le i n e r  und Mag. Walter G u g g e n b e r g e r  brachten einen Abän­
derungsantrag betreffend § 11 Abs. 3 Z 2 und 6, § 11 Abs. 4 und § 12 Abs. 2 ein. 

Bei der Abstimmung wurde der in der Regierungsvorlage enthaltene Gesetzentwurf unter Berück­
sichtigung des Abtinderungsantrages der Abgeordneten Dr. Günther Le i ne r und Mag. Walter G u g­
gen b e r g  e r in der diesem Bericht �eigedruckten Fassung mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Vier Abänderungsanträge des Abgeordneten Mag. Willibald G f ö h l e r, zwei Abänderungsanträge 
der Abgeordneten Klara M o  t t  e r  sowie ein Abänderungsantrag des Ausschußobmannes Dr. Alois 
P u  m b e  r g e r  fanden nicht die Zustimmung der Ausschußmehrheit. 
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2 202 der Bei lagen 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Gesundheitsausschuß somit den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle dem a n  g e s  c hI o s  s e  n e n G e s e t z e  n t  w u r f  die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1995 05 16 

Verena Dunst 

Berichterstatteri n 

Dr. Alois Pumberger 

Obmann 
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202 der Beilagen 

Bundesgesetz über das Herstellen und das Inverkehrbringen von Tabakerzeugnissen 
sowie die Werbung für Tabakerzeugnisse und den Nichtraucherschutz (Tabakgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Begriffsbestimmungen 

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt als 

3 

I. "Tabakerzeugnis" jedes Erzeugnis, das zum Rauchen, Schnupfen, Lutschen oder Kauen bestimmt 
ist, sofern es ganz oder teilweise aus Tabak besteht, 

2. "Inverkehrbringen" das im Hinblick auf eine Abgabe an den Verbraucher erforderliche, ge­
werbsmäßige Vorrätig- und Feilhalten sowie die gewerbsmäßige Abgabe von Tabakerzeugnissen 
im Inland, wobei ein Inverkehrbringen dann nicht vorliegt, wenn durch geeignete Maßnahmen si­
chergestellt ist, daß ein Tabakerzeugnis, das den Vorschriften dieses Bundesgesetzes oder der auf 
seiner Grundlage erlassenen Verordnungen nicht entspricht, nicht an den Verbraucher gelangt, 

3. "Nikotin" das beim Rauchen von Tabakerzeugnissen im Rauch enthaltene Hauptalkaloid der 
Gruppe der Tabakalkaloide, 

4. "Packung" die verkaufsfertige, zur Abgabe an den Verbraucher bestimmte Endverpackung von 
Tabakerzeugn issen, 

5. "Kondensat (Teer)" das nikotinfreie trockene Rauchkondensat, 
6. "Verbraucher" jede natürliche Person, die das Tabakerzeugnis für den Eigenverbrauch oder die 

Weitergabe an bestimmte Dritte für deren Eigenverbrauch erwirbt, 
7. "Werbung" mündliche, schriftliche oder bildliehe Kommunikation durch Druckwerke, Rundfunk, 

Fernsehen oder Film, deren Ziel die Verkaufsfärderung für ein Tabakerzeugnis ist, einschließlich 
jeder Form der Gratisverteilung, der verbilligten Abgabe und der Zusendung sowie des Sponso­
rings, 

8. "Feinschnitt" Rauchtabak, der auf eine Breite von weniger als 1,4 mm zerkleinert ist. 

Verbot des Inverkehrbringens 

§ 2. (I) Das Inverkehrbringen von Tabakerzeugnissen, 
I. die den §§ 3 bis 7 oder auf ihrer Grundlage erlassenen Verordnungen nicht entsprechen oder 
2. die für einen anderen oralen Gebrauch als den im Rauchen oder Kauen bestehenden bestimmt 

sind, 

ist verboten. 

(2) Verbote des Inverkehrbringens von Tabakerzeugnissen auf Grund anderer Rechtsvorschriften 
bleiben unberührt. 

Qualitätssicherung 

§ 3. (I) Wenn es zum Schutz der Verbraucher vor vermeidbaren Gesundheitsschädigungen erfor­
derlich ist, hat der Bundesminister für Gesundheit und Konsumentenschutz unter Bedachtnahme auf den 
jeweiligen Stand der Wissenschaft und Technologie durch Verordnung zu bestimmen, 
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4 202 der Beilagen 

1. welche Zusätze und Hilfsstoffe für die Herstellung von Tabakerzeugnissen, für welchen Verwen­
dungszweck, in welcher Höchstmenge unter Zugrundelegung welcher Reinheitsanforderungen 
ausschließlich zugelassen sind, 

2. welche Geruchs- und Geschmacksstoffe bei der Herstellung von Tabakerzeugnissen nicht oder 
nur bis zu welchen Höchstmengen verwendet werden dürfen und 

3. welche Höchstmengen an Rückständen von Ptlanzenschutz- und Vorratsschutzmitteln in 
Tabakerzeugnissen enthalten sein dürfen. 

(2) Bei der Bestimmung von Höchstmengen gemäß Abs. I Z 3 ist auch auf die internationale Ver­
gleichbarkeit der Meßergebnisse im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union Be­
dacht zu nehmen. 

Begrenzung des Kondensat(Teer)·GehaIts im Zigaretten rauch 

§ 4. (I) Der Kondensat(Teer)-Gehalt im Rauch von Zigaretten darf ab 31. Dezember 1995 15 mg 
pro Zigarette, ab 31. Dezember 1997 12 mg pro Zigarette nicht überschreiten. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheit und Konsumentenschutz hat unter Bedachtnahme auf den 
jeweiligen Stand der Wissenschaft und Technologie und auf die internationale Vergleichbarkeit der 
Meßergebnisse im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union durch Verordnung 
geeignete Verfahren zur Messung und Kontrolle des Kondensat(Teer)-Gehalts vorzuschreiben. 

Warnhinweise 

§ 5. (I) Packungen von Tabakerzeugnissen müssen auf der Vorderseite beziehungsweise der am 
ehesten ins Auge fallenden Seite mit dem Warnhinweis "Rauchen gefährdet die Gesundheit" versehen 
sein. Bei Tabakerzeugnissen, die nicht zum Rauchen bestimmt sind, ist an Stelle des Wortes "Rauchen" 
das Wort "Tabak" zu verwenden. 

(2) Packungen von Tabakerzeugnissen müssen ferner mit einem Warnhinweis entsprechend folgen­
den Regeln versehen sein: 

I. Zigarettenpackungen sowie Feinschniupackungen müssen auf der anderen Breitseite alternierend 
jeweils einen der folgenden Warnhinweise tragen: 

a)"Rauchen verursacht Krebs", 
b)"Rauchen verursacht Herz- und Gefäßkrankheiten", 
c)"Rauchen gefährdet die Gesundheit Ihres Kindes bereits in der Schwangerschaft", 
d)"Wer das Rauchen aufgibt, verringert das Risiko schwerer Erkrankungen". 

Die Warn hinweise der lit. a bis d müssen mit der gleichen Häufigkeit auf den Packungen einer 
Sorte erscheinen. Abweichungen dürfen nicht mehr als 5 vH betragen. 

2. Packungen jeder Sorte von Zigarren, Zigarillos, Pfeifentabak oder anderen zum Rauchen be­
stimmten Tabakerzeugnissen, mit Ausnahme von Zigaretten und Feinschnitt, müssen alternierend 
jeweils einen der folgenden Warnhinweise tragen: 

a)"Rauchen verursacht Krebs", 
b)"Rauchen verursacht Herz- und Gefäßkrankheiten", 
c)"Rauchen führt zu tödlichen Krankheiten", 
d)"Rauchen gefährdet die Gesundheit Ihrer Mitmenschen". 
3. Packungen von Tabakerzeugnissen, die nicht zum Rauchen bestimmt sind, müssen den Warn­

hinweis "Verursacht Krebs" tragen. 

(3) Der Bundesminister für Gesundheit und Konsumentenschutz kann unter Bedachtnahme auf die 
einschlägigen Rechtsetzungsakte der Europäischen Union durch Verordnung auch andere als die in 
Abs. 2 genannten Warnhinweise vorschreiben. 

(4) Den Warnhinweisen gemäß Abs. I und 2 und einer Verordnung gemäß Abs. 3 sind die Worte 
"Die EU-Gesundheitsminister:" voranzustellen. 

(5) Tabakerzeugnisse aus anderen Vertragsparteien des Europäischen Wirtschaftsraumes dürfen an 
Stelle eines der in Abs. 2 oder einer Verordnung gemäß Abs. 3 angeführten Warnhinweise einen nach 
den Rechtsvorschriften des Herstellerlandes zulässigen anderen spezifischen Warnhinweis in deutscher 
Sprache tragen. Bei solchen Tabakerzeugnissen ist die Angabe gemäß Abs. 4 nicht erforderlich, wenn 
diese Angabe nach den Rechtsvorschriften des Herstellerlandes nicht vorgeschrieben ist. 
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202 der Beilagen 5 

Form der Anbringung der Warnhinweise 

§ 6. ( 1) Bei Zigaretten müssen sowohl der Warnhinweis nach § 5 Abs. I als auch der Warnhinweis 
nach § 5 Abs. 2 Z 1 oder ein entsprechender Warnhinweis gemäß einer Verordnung nach § 5 Abs. 3 
jeweils mindestens 4 vH der Fläche der Breitseite einnehmen, auf der sie angebracht sind. Die Warnhin­
weise müssen deutlich lesbar, fettgedruckt und auf einem kontrastierenden Hintergrund angebracht sein. 
Sie dürfen nicht auf Transparentfolie oder sonstigem Verpackungspapier, das die Packung umhüllt, oder 
so angebracht sein, daß sie beim Öffnen der Packung zerstört werden können. 

(2) Auf Packungen anderer Tabakerzeugnisse als Zigaretten müssen sowohl der Warnhinweis nach 
§ 5 Abs. 1 als auch der Warnhinweis nach § 5 Abs. 2 oder ein entsprechender Warnhinweis gemäß einer 
Verordnung nach § 5 Abs. 3 jeweils mindestens I vH der Gesamtfläche der Verpackung einnehmen. Die 
Warnhinweise sind aufzudrucken oder in anderer Weise unablösbar anzubringen. Sie müssen gut sicht­
bar, deutlich lesbar und unverwischbar sein und an einer ins Auge fallenden Stelle auf kontrastierendem 
Hintergrund angebracht sein. Sie dürfen keinesfalls durch andere Angaben oder Bildzeichen verdeckt, 
verborgen oder getrennt werden. 

Angabe des Kondensat(Teer)- und des Nikotingehalts 

§ 7. (I) Zigarettenpackungen müssen die Angabe des durchschnittlichen Gehalts an Kondensat 
(Teer) und Nikotin im Rauch einer Zigarette der betreffenden Sorte aufweisen. 

(2) Die Angaben gemäß Abs. I müssen auf der Schmalseite der Zigarettenpackung in gut lesbaren 
Buchstaben auf kontrastierendem Hintergrund aufgedruckt sein und mindestens 4 vH der betreffenden 
Fläche einnehmen. 

(3) Der Bundesminister für Gesundheit und Konsumentenschutz hat unter Bedachtnahme auf den 
jeweiligen Stand der Wissenschaft und Technologie und auf die internationale Vergleichbarkeit der 
Meßergebnisse im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union durch Verordnung 
geeignete Verfahren zur Messung und Kontrolle des gemäß Abs. I und 2 anzugebenden Konden­
sat(Teer)- und Nikotingehalts vorzuschreiben. 

§ 8. Wer als Hersteller oder Importeur Zigaretten in Verkehr bringt, hat längstens bis zum 15. Jänner 
jeden Jahres dem Bundesministerium für Gesundheit und Konsumentenschutz ein Verzeichnis des auf 
den Packungen angegebenen Kondensat(Teer)- und Nikotingehalts jener Zigaretten zu übermitteln, die er 
im vergangenen Jahr in Verkehr gebracht hat. 

Überwachung 

§ 9. (I) Der Bundesminister für Gesundheit und Konsumentenschutz hat die Einhaltung der § §  3 bis 
7 und der auf ihrer Grundlage erlassenen Verordnungen zu überwachen. 

(2) Zur Durchführung des Ermittlungsverfahrens hat sich der Bundesminister für Gesundheit und 
Konsumentenschutz besonders geschulter Organe als Aufsichtsorgane zu bedienen. Diese Schulung hat 
insbesondere die einschlägigen Gebiete der Warenkunde und die einschlägigen' Rechtsvorschriften zu 
umfassen. 

(3) Die Aufsichtsorgane sind befugt, Betriebe von Herstellern oder Importeuren von Tabakerzeug­
nissen und sonstige Betriebe, durch die Tabakerzeugnisse in Verkehr gebracht werden, zu besichtigen, 
Produktions- und Vertriebszwecken dienende Aufzeichnungen einzusehen sowie Proben von Tabaker­
zeugnissen in einem zur Überprüfung erforderlichen Ausmaß zu entnehmen. 

(4) Diese Amtshandlungen sind außer bei Gefahr im Verzug während der Betriebszeiten durchzu­
führen. Die Aufsichtsorgane haben darauf Bedacht zu nehmen, daß jede nicht unbedingt erforderliche 
Störung oder Behinderung des Betriebes vermieden wird. 

(5) Die Betriebsinhaber haben den Aufsichtsorganen Zutritt zum Betrieb zu gewähren und ihre 
Überprüfungstätigkeit zu gestatten. 

(6) Eine gemäß Abs. 3 entnommene Probe ist, soweit dies ihrer Natur nach möglich ist und hiedurch 
nicht ihre einwandfreie Beurteilung gefährdet wird, in drei gleiche Teile zu teilen, die amtlich zu ver­
schließen sind. Ein Teil der Probe ist, soweit dies zur Durchführung eines ordnungsgemäßen Ermitt­
lungsverfahrens erforderlich ist, der amtlichen Prüfung zuzuführen, ein Teil verbleibt als Rückstellmuster 
beim Bundesministerium für Gesundheit und Konsumentenschutz, der dritte Teil ist dem Betriebsinhaber 
zu Beweiszwecken als Gegenprobe zurückzulassen. Dem Betriebsinhaber ist eine Bestätigung über die 
Probeentnahme auszufolgen. Diese Bestätigung ist gebührenfrei. 
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6 202 der Beilagen 

(7) Auf Antrag des Betriebsinhabers hat der Bund für die entnommene Probe eine von der zuständi­
gen Behörde zu bestimmende Entschädigung in der Höhe des Einstandspreises zu leisten. 

Amtliche Untersuchung 

§ 10. (I) Gemäß § 9 entnommene Proben sind, soweit dies zur Durchführung eines ordnungsgemä­
ßen Ermittlungsverfahrens erforderlich ist, darauf zu untersuchen, ob sie den §§ 3, 4 und 7 dieses Bun­
desgesetzes und den auf ihrer Grundlage erlassenen Verordnungen entsprechen. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheit und Konsumentenschutz hat mit der Untersuchung und Be­
gutachtung von Tabakerzeugnissen gemäß Abs. 1 Prüf- und Überwachungsstellen, die gemäß Akkreditie­
rungsgesetz, BGBI. Nr. 468/1992, hierfür akkreditiert sind, zu beauftragen. 

Tabakwerbung 

§ 11. (I) Werbung für Tabakerzeugnisse ist nur unter Einhaltung der Abs. 2 bis 5 zulässig und darf 
nicht mit einer Bewerbung anderer Produkte verbunden sein. 

(2) Werbung für Tabakerzeugnisse in der Form von Plakat- und Kinowerbung sowie der Werbung 
in Druckschriften ist mit einem deutlich lesbaren, fettgedruckten und auf kontrastierendem Hintergrund 
angebrachten Hinweis auf die Gesundheitsschädlichkeit des Tabakkonsums gemäß § 5 Abs. I oder 2 oder 
einer Verordnung nach * 5 Abs. 3 zu versehen. Darüber hinaus gilt: 

I. Plakatwerbung für Tabakerzeugnisse im allgemeinen Plakatanschlag ist nur bis zur Größe von 16 
Bogenanschlägen zulässig. Sie ist unzulässig im direkten Sichtbereich von Schulen und Jugend­
zentren. 

2. Werbung für Tabakerzeugnisse im Auftrag eines tabakherstellenden oder -vertreibenden Unter­
nehmens ist auf eine Seite pro Ausgabe eines periodischen Druckwerkes zu beschränken; kon­
zernmäßig verbundene Tabakhersteller oder -vertreiber gelten dabei als ein Unternehmen. 

3. Werbung für Tabakerzeugnisse in Kinos im Rahmen jugendfreier Kinovorstellungen ist unzuHis­
slg. 

(3) Verboten ist: 
I. Werbung für Tabakerzeugnisse im Fernsehen und Hörfunk im Rahmen von Werbesendungen. 
2. Werbung für Zigaretten mit mehr als 10 mg Kondensat(Teer)-Gehalt; bis 31. Dezember 1996 ist 

Werbung auch für Zigaretten mit höchstens 13 mg Kondensat(Teer)-Gehalt zulässig. 
3. Werbung für filterlose Zigaretten. 
4. Werbung für Tabakerzeugnisse unter Verwendung von Aussagen, Aufmachungen oder Darstel­

lungen, durch die der Eindruck hervorgerufen wird, daß der Genuß von Tabakerzeugnissen ge­
sundheitlich unbedenklich sei. 

5. Werbung für Tabakerzeugnisse unter Verwendung von Aussagen oder Darstellungen, die sich 
speziell an die Zielgruppe Jugendliche richten. 

6. Werbung für Tabakerzeugnisse durch Darstellung von rauchenden oder zum Rauchen auffor­
dernden Personen, deren Alter unter dem 30. Lebensjahr liegt oder die vom Verbraucher für jün­
ger als 30 Jahre gehalten werden können, sowie durch Darstellung von Leistungssportlern und 
durch Darstellung oder Nennung von Prominenten jeweils auch in gezeichneter oder karikierter 
Form sowie durch Wiedergabe von deren Äußerungen über das Rauchen; Prominente im Sinne 
dieser Bestimmung sind Personen, von denen infolge ihrer Stellung, ihrer Tätigkeit oder ihrer 
Erfolge anzunehmen ist, daß sie in der Öffentlichkeit besonderes Ansehen genießen. 

7. Werbung für Tabakerzeugnisse unter Verwendung gezeichneter Bildererzählungen (Comics) 
sowie einzelner Figuren daraus. 

8. Die verbilligte Abgabe sowie die werbemäßige Gratisverteilung und Zusendung von Tabaker­
zeugnissen. Die stückweise Gratisabgabe an erwachsene Raucher anläßlich der Neueinführung 
einer Marke ist jedoch innerhalb eines Zeitraumes von acht Monaten nach erstmaligem Inver­
kehrbringen dieser Marke zulässig. 

9. Werbung für Tabakerzeugnisse durch Verteilung von im Zusammenhang mit Tabakerzeugnissen 
stehenden Werbeartikeln an Kinder und Jugendliche oder mit Werbeartikeln, die üblicherweise 
für Kinder bestimmt sind. 

10. Werbung für Tabakerzeugnisse durch Himmelschreiber oder ähnl iche, die allgemeine öffentliche 
Aufmerksamkeit erregende Aktionen. 

(4) Werbebeschriinkungen für Tabakwaren dürfen nicht durch indirekte Bewerbung von Tabakwa­
ren über andere wie Tabakwaren aufgemachte Produkte umgangen werden. 
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(5) Sponsoring von Veranstaltungen, Gruppen oder Vereinen sowie die Bekanntmachung dieses 
Sponsorings ist nur im Rahmen bestehender Werbebeschränkungen zulässig. 

Nichtraucherschutz 

§ 12. (I)  Rauchverbot gilt in Räumen für 
I. Unterrichts- und Fortbildungszwecke, 
2. Verhandlungszwecke und 
3. schulsportliche Betätigung. 

(2) In Mehrzweckhallen und Räumen, die nicht ausschließlich den Zwecken im Sinne des Abs. 
gewidmet sind, gilt ein Rauchverbot für die Dauer der Nutzung für Zwecke im Sinne des Abs. I und für 
den davor liegenden Zeitraum, der für eine Entlüftung des Raumes erforderlich ist. 

(3) Abs. I und 2 gelten nicht für ausschließlich privaten Zwecken dienende Räume. 

§ 13. (I) Unbeschadet arbeitsrechtlicher Bestimmungen und der Regelung des § 12 gilt Rauchverbot 
in allgemein zugänglichen Räumen folgender Einrichtungen: 

I. Amtsgebüuden, 
2. schulischen oder anderen Einrichtungen, in denen Kinder und Jugendliche beaufsichtigt, aufge-

nommen oder beherbergt werden, 
3. Hochschulen oder Einrichtungen der berutlichen Bildung, 
4. der Darbietung von Vorführungen oder Ausstellungen dienenden Einrichtungen. 

(2) Als Ausnahme vom Verbot des Abs. I können in jenen von Abs. I umfaßten Einrichtungen, die 
über eine ausreichende Anzahl von Räumlichkeiten verfügen, Räume bezeichnet werden, in denen das 
Rauchen gestattet ist, wenn gewährleistet ist, daß der Tabakrauch nicht in den mit Rauchverbot belegten 
Bereich dringt und das Rauchverbot dadurch nicht umgangen wird. Diese Ausnahme gilt nicht für Ein­
richtungen im Sinne des Abs. I Z 2. 

(3) In ortsfesten Einrichtungen des öffentlichen und privaten Bus-, Schienen-, Flug- und Schiffver­
kehrs sind in ausreichendem Maße Nichtraucherzonen einzurichten. 

Stratbestimmungcn 

§ 14. (I) Wer 
I. Tabakerzeugnisse entgegen § 2 in Verkehr bringt, 
2. gegen die Meldepflicht gemäß § 8 verstößt oder 
3. entgegen § 11 Werbung betreibt, 

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustündigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstratbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 100 000 Schilling, im Wiederholungsfall bis zu 
200 000 Schilling zu bestrafen. 

(2) Tabakerzeugnisse, die den Gegenstand einer nach Abs. I stratbaren Handlung bilden, sind ein­
zuziehen, es sei denn, es ist gewührleistet, daß sie nicht unter Verletzung der Bestimmungen dieses Bun­
desgesetzes und seiner Verordnungen in Verkehr gebracht werden. 

(3) Wird in einem Verwaltungsstrafverfahren rechtskrüftig festgestellt, daß der Hersteller oder Im­
porteur von Tabakerzeugnissen die Vorschriften der §§ 3 bis 7 oder der auf ihrer Grundlage erlassenen 
Verordnungen nicht eingehalten hat, so hat er auch die Kosten der im betreffenden Fall durchgeführten 
Überwachungs- und Untersuchungsrnaßnahmen zu tragen. 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 15. Ausgenommen vom Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes sind Arzneimittel im Sinne des 
Arzneimittelgesetzes, BGBI. Nr. 18511983. 

§ 16. Soweit dieses Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze oder Rechtsakte der Europäischen Uni­
on verweist, sind deren Bestimmungen in ihrer jeweils geltenden Fassung anZLIwenden. 

§ 17. (I) § 13 Abs. 2 letzter Satz tritt mit I .  September 1995 in Kraft. 

(2) Die Beschrünkungen des * 11 Abs. 5 gelten bis zum I. Jünner 2000 nicht für Namen und Symbo­
le von Tabakprodukten, die zum Zeitpunkt des lnkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits für Vereine 
in Verwendung stehen. 
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§ 18. Zigaretten mit einem Kondensat(Teer)-Gehalt von mehr als 12 mg bis maximal 15 mg dürfen 
noch bis zum 3l. Dezember 1999 in Verkehr gebracht werden, wenn sie vor dem 3 1. Dezember 1997 

hergestellt worden sind. 

§ 19. Tabakerzeugnisse in Packungen, die den Vorschriften der §§ 5 bis 7 und einer gemäß § 7 

Abs. 3 erlassenen Verordnung nicht entsprechen, dürfen bis 3 1. Dezember 1996 in Verkehr gebracht 
werden. 

§ 20. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Gesundheit und Kon­
sumentenschutz, hinsichtlich der § §  3 bis 7 sowie des § 1 1  im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen betraut. 
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